
Präsidentin Keller:

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 12 in seinen Teilen 

a) Zweites Gesetz zur Änderung
des Thüringer Gesetzes über
Schulen in freier Trägerschaft
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Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
- Drucksache 7/1992 - 
ERSTE BERATUNG

b) Zweites Gesetz zur Änderung
des Thüringer Gesetzes über
Schulen in freier Trägerschaft
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP
- Drucksache 7/1999 - 
ERSTE BERATUNG

c) Zweites Gesetz zur Änderung
des Thüringer Gesetzes über
Schulen in freier Trägerschaft
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE
LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
- Drucksache 7/2047 - 
ERSTE BERATUNG

d) Zweites Gesetz zur Änderung
des Thüringer Gesetzes über
Schulen in freier Trägerschaft
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD
- Drucksache 7/2035 - 
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Fraktion der CDU das Wort zur Begründung zu ihrem Gesetzentwurf? Ja. Herr Abgeordneter
Tischner, Sie haben das Wort. 

Abgeordneter Tischner, CDU:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Damen und Herren am Livestream,
die Schulen in freier Trägerschaft sind unverzichtbar für unsere Schullandschaft. Sie sind eine Bereicherung
für Schülerinnen und Schüler und sie sind ein Ort von pädagogischer, didaktischer und methodischer Vielfalt. 

(Beifall CDU) 

Diese Feststellung, so könnte man sagen und einwenden, ist doch selbstverständlich, sie sind sozusagen
Grundkonsens. Dass die Landesregierung nicht in der Lage ist, für diesen essentiellen Pfeiler der Thüringer
Schulsystems ein auslaufendes Gesetz zu erneuern, ist aus unserer Sicht ein Desaster. Dass dieses Gesetz
ausläuft, ist seit fünf Jahren bekannt, ebenso wie bekannt ist, dass die Finanzzuweisungen spätestens seit
drei Jahren die Schulen in freier Trägerschaft massiv abhängen. Die heutige Plenardebatte zu gleich vier
Gesetzentwürfen zeigt auf offener Bühne den Zustand dieser Regierung. Er offenbart den desaströsen Zu-
stand dieser Landesregierung, der geprägt ist von Missgunst, von fehlenden gemeinsamen Zielen und feh-
lendem Willen der Kompromissfindung am Kabinettstisch unter Leitung von Ministerpräsident Ramelow. 

Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 30. Sitzung - 13.11.2020 9

(Präsidentin Keller)



(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE: Das ist aber jetzt ein bisschen viel!) 

Dass wir heute gleich vier Gesetzentwürfe beraten, zeigt nicht nur die Zerrissenheit innerhalb der Landesre-
gierung, sondern sie zeigt auch die Zerrissenheit innerhalb der sie tragenden Minderheitskoalition. Es ist gut,
dass die CDU-Fraktion als konstruktive Opposition seit Jahren einen engen und kurzen Draht zu unzähligen
Trägern von freien Schulen pflegt. So ist es auf Initiative der CDU zurückzuführen, dass wir im Frühjahr eine
gemeinsame Telefonschalte mit der Landesregierung, den am Stabilitätsmechanismus beteiligten Parteien
und der Landesarbeitsgemeinschaft freie Schulen hatten. Im Ergebnis dieses guten Gesprächs, dieses gu-
ten Telefonats, standen damals zwei Dinge fest. Erstens: Die Finanzierung der freien Schulen und damit die
Schülerkostensätze müssen dringend angepasst werden. Zweitens: Gemeinsam wolle man Kompromisse im
parlamentarischen Raum finden. Dies schien uns damals wichtig, um die freien Schulen nicht wieder zum
Gegenstand von Neiddebatten werden zu lassen und aus der Haushaltsdiskussion einigermaßen herauszu-
halten. Das Bildungsministerium hat diese gemeinsame Zielsetzung allerdings kurzfristig selbst unterlaufen.
Das Bildungsministerium hat ohne Rückkopplung mit den Fraktionen Zielgespräche geführt und zeitgleich
liefen die Chefgespräche zwischen Minister Holter und Ministerin Taubert. Aber von den nötigen zusätzlichen
Mitteln, so mussten wir ja den Zeitungen entnehmen, war in diesen ersten Gesprächen zwischen beiden Mi-
nistern keine Rede. Erst als das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport den größten Teil seiner ersten
Forderungen, seines ersten Forderungskatalogs, im Landeshaushalt sicher hatte, wurde die Situation der
freien Schulen zum Gegenstand der Gespräche. Damit wird deutlich, dass das Bildungsministerium auf dem
Rücken der freien Schulen gepokert hat, gepokert mit dem Ass im Ärmel: Wenn die Finanzministerin nicht
mitspielt, dann muss es eben doch das Parlament richten, weil das Gesetz sowieso am 31. Dezember aus-
läuft und der Handlungsdruck auf den Thüringer Landtag automatisch entsteht. Dieses Spiel des Bildungsmi-
nisteriums ist natürlich durchsichtig. Ich finde, es ist nicht nur innerhalb der Landesregierung unkollegial, es
ist auch gegenüber dem Parlament unkollegial. Aber es ist aufgegangen. Herzlichen Glückwünsch, Frau
Staatssekretärin! 

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident: Ist doch nicht zu glauben!)

Aber um es gleich vorwegzusagen: Grundlage unseres Gesetzentwurfs ist nicht nur der sogenannte Ver-
handlungsstand der freien Schulen mit dem Bildungsministerium, sondern wir haben uns bei unserem Ge-
setzentwurf von drei Dingen leiten lassen: erstens von der Feststellung und der Überzeugung, dass Schulen
in freier Trägerschaft ein unverzichtbarer Bestandteil der Thüringer Schullandschaft sind, zweitens von dem
Willen, die freien Schulen dauerhaft und verlässlich zu finanzieren und drittens von der Motivation, die freien
Schulen endlich davor zu bewahren, dass sie regelmäßig zum Spielball finanzieller Diskussionen und in Tep-
pichhändlerrunden zerpflückt werden. 

(Beifall CDU, FDP)

Meine Fraktion hat unseren Entwurf vor wenigen Wochen mit fast über 50 Trägern in einem Schulforum dis-
kutiert, die Anregungen sind in unseren Gesetzentwurf eingeflossen. Im Ergebnis kann festgestellt werden,
dass der Gesetzentwurf der CDU-Fraktion das Weitestgehende widerspiegelt, was diskutiert wurde und auch
der am weitesten gehende Antrag ist, der heute vorliegt. Wir schlagen im Wesentlichen sieben Punkte vor.
Erstens die Entfristung der Regelung zur staatlichen Finanzhilfe, zweitens die Festschreibung von Schüler-
kostensätzen, die die Landesarbeitsgemeinschaft mit dem TMBJS verhandelt, diskutiert hat, aber über das
Jahr 2021 hinaus. Wir schlagen eine 3-Prozent-Dynamisierung vor, die jährlich greifen soll, alle fünf Jahre
Überprüfung der Kostensätze durch externe Gutachten. Wir schlagen fünftens eine Sonderregelung vor, zum
Beispiel für den Fall, dass eine Höhergruppierung von Lehrern einer bestimmten Schulart stattfindet. Sechs-
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tens wollen wir eine Klarstellung, dass die staatliche Finanzhilfe auch für Personalkosten der Schulsozialar-
beiter verwendet werden kann, und siebtens wollen wir Entbürokratisierung bei der Verwendungsnachweis-
führung. Vielen Dank. 

(Beifall CDU, FDP)

Präsidentin Keller:

Wünscht die Fraktion der FDP das Wort zur Begründung zu Ihrem Gesetzentwurf? Das ist nicht der Fall.
Wünscht jemand aus den Fraktionen Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen das Wort zur Begründung zu Ihrem
Gesetzentwurf? Bitte schön, Herr Reinhardt. 

Abgeordneter Reinhardt, DIE LINKE:

Werte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen der demokratischen Fraktionen, liebe Zuschauer/-
innen vor dem Livestream! Ich nehme an, dass wir, alle Abgeordneten, die wir hier im Hause versammelt
sind, in den letzten Wochen und Monaten unzählige Gespräche, E-Mails und Telefonate geführt haben mit
Vertreter/-innen der freien Schulen. Ob es nun die Geschäftsführer/-innen waren, die Lehrer/-innen, Eltern
oder aber auch die Schüler/-innen selbst oder Mitarbeitende in den freien Schulen. 

Herr Bühl, das heutige Ergebnis, was hier vorliegt, ist aus meiner Sicht nicht die Zerstrittenheit einer Landes-
regierung, sondern vielmehr der Ausdruck eines zähen demokratischen Prozesses, der doch sehr deutlich
zeigt, wie wichtig dieses Thema allen Akteur/-innen ist, und ich glaube, dass diese Zerstrittenheit, die Sie
hier heute angemahnt haben, vielmehr darauf zurückzuführen ist, dass einzelne Abgeordnete – und ich mei-
ne jetzt nicht Sie persönlich, nicht dass es als Beleidigung aufgefasst wird – ja zugrunde geht in einer Profil-
neurose, sich selbst darstellen zu wollen als derjenige, der der Heilsbringer für die Finanzierung der freien
Schulen ist. 

(Beifall DIE LINKE)

Mit unserem gemeinsamen Gesetzentwurf von Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke möchten wir die Finan-
zierung der Schulen in freier Trägerschaft nachhaltig absichern und verstetigen. Dazu werden in der Anlage
die Schülerkostenjahresbeiträge ausgewiesen, die sich an der Berechnungsvariante des Thüringer Ministe-
riums für Bildung, Jugend und Sport und dessen Evaluationsbericht der Drucksache 7/968 orientieren. Die
Träger der freien Schulen haben sich in der Sache mit dem TMBJS in Verhandlungen geeinigt. Zudem wird
der Finanzierungsanteil des Schulbudgets nun auch gesetzlich verankert. Darüber hinaus wird eine Dynami-
sierung der Steigerung der Finanzhilfen eingeführt, die sich zu 80 Prozent an den Tarif- und Besoldungsent-
wicklungen und zu 20 Prozent an der preisbereinigten Inflationsrate orientiert. Die bestehenden Paragrafen
zu den Finanzhilfen, zum Personal- und Schulaufwand waren bisher befristet. Diese Befristung soll es nun
mit unserem Gesetzentwurf nicht mehr geben. Ich kann zumindest sagen, wir für unseren Teil freuen uns auf
diese Debatte und wünschen uns natürlich Zustimmung zu unserem Entwurf. Vielen Dank. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Keller:

Wünscht die Fraktion der SPD das Wort zur Begründung Ihres Gesetzentwurfs? Nein. Dann eröffne ich hier-
mit die Aussprache, die gemeinsame Aussprache. Zunächst hat das Wort Herr Abgeordneter Jankowski für
die AfD Fraktion. 
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Abgeordneter Jankowski, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Abgeordnete, liebe Zuschauer am Livestream, die ewigen Fragen,
reicht das Geld, reicht das Geld dann auch allen und wie wird das Geld am besten verteilt. Die Finanzierung
der freien Schulen ist ein Dauerthema, das hier immer wieder hochkocht. Die freien Schulen beklagen sich
seit Jahren darüber, dass sie unterfinanziert seien, das Ministerium beteuert immer wieder, dass dies nicht
stimme. Aussage gegen Aussage! Aber na ja, die freien Schulen haben halt auch gute Belege. 

Seit gut einem Jahr liegt ein Gutachten vor, welches die Landesarbeitsgemeinschaft der freien Schulträger
beim Institut für Strukturpolitik und Wirtschaftsförderung in Auftrag gegeben hatte. Dieses Gutachten kam zu
dem Gesamturteil, dass die freien Schulen ganz klar unterfinanziert sind. Die Unterfinanzierung wird dabei
vor allem auf eine fehlende Transparenz bei der Ermittlung der Schülerkostenjahresbeträge ohne eine jähr-
liche Steigerungsrate zurückgeführt. Daraufhin rechnete das Ministerium noch einmal nach und kam wieder
zu dem Schluss, dass die vergebenen Zuschüsse der letzten vier Jahre durchaus auskömmlichen wären.
Laut Ministerium sei die Berechnung der Schülerkostenjahresbeträge sehr wohl transparent. Aber es wurde
bestätigt, dass sich die Bruttomonatsverdienste und die Verbraucherpreise anders entwickelt hätten als ur-
sprünglich angenommen. In dem Bericht schlug das Ministerium verschiedene Varianten vor, wie zukünftig
die Schülerkostenbeträge und die Steigerungsraten ermittelt werden können, es wurden Verhandlungen mit
den freien Schulen aufgenommen und es wurde im Sommer ein gemeinsamer Kompromiss erarbeitet. Man
könnte an der Stelle eigentlich meinen, so weit so gut. Ich betone, es wurde ein gemeinsamer Kompromiss
erarbeitet. Man sollte aber eigentlich meinen, wenn endlich ein Kompromiss gefunden wurde, mit dem die
freien Schulen und das Ministerium leben können, dass die Landesregierung diesen dann auch in einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf einfließen lässt und dem Parlament hier vorlegt Aber auch diese Mindesterwar-
tung konnte die Landesregierung nicht erfüllen.

Keinen Monat nachdem der Kompromiss zwischen dem Bildungsministerium und den freien Schulen ge-
schlossen wurde, wurde ein Haushaltsentwurf vorgestellt, der alles wieder über den Haufen schmiss. Es
wurde ein Haushaltsentwurf vorgestellt, der nicht nur nicht mehr Geld für die freien Schulen vorsieht, son-
dern sogar noch 10 Millionen Euro weniger und das ist ein absolutes Armutszeugnis. 

(Beifall AfD)

Die Unfähigkeit, von der Landesregierung geschlossenen Zusagen auch einzuhalten und zu einem Kompro-
miss in einen Gesetzestext auch einfließen zu lassen, führt nun zu der Situation, die wir hier haben. Wir ha-
ben sogar vier Gesetzentwürfe, die diskutiert werden müssen. Davon sind schon zwei verschiedene von den
Koalitionsfraktionen, was ich schon an sich sehr bezeichnend befinde.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Von Ihnen gibt es gar nichts!)

Ja, wir haben uns bewusst dagegen ausgesprochen, einen eigenen Gesetzentwurf einzubringen – das
stimmt –,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ach, was für eine weise Entschei-
dung!)

da ich immer noch erwarte, dass die Regierung zu ihren Zusagen steht und gefälligst den entsprechenden
Gesetzentwurf hier dem Parlament vorschlägt.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Oder Sie haben es halt nicht hinbekommen!)
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Wir werden als Fraktion – das kann ich Ihnen auch schon versprechen – Änderungsanträge zum Einzel-
plan 04 im Haushalt einbringen, die vorsehen werden, dass für die kommenden Jahre die zugesagten
217 Millionen Euro für die freien Schulen bereitgestellt werden.

(Beifall AfD)

An dieser Stelle nur eins schon vorweg: Wir werden unter keinen Umständen einem Finanzierungsvorschlag
zustimmen, der unter die zugesicherten 217 Millionen Euro zurückfällt. Deswegen werden wir definitiv dem
Antrag der SPD nicht zustimmen und auch keiner Ausschussüberweisung. 

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Was, ehrlich?)

Ja, ehrlich. 

(Beifall AfD)

Die anderen hier eingebrachten Gesetzesanträge orientieren sich ja grob an dem von dem Ministerium ge-
schlossenen Kompromiss mit den beschlossenen 217 Millionen Euro. Bei diesen Anträgen sind wir gerne
bereit, diese an die Ausschüsse zu überweisen und dort im Austausch mit den freien Schulen eine vernünfti-
ge Lösung zu finden.

Die wesentlichste Frage dabei wird sein, wie zukünftig die jährlichen Steigerungen bei den Schülerkostenbe-
trägen geregelt werden sollen. Der Bericht des Ministeriums erwähnte ja schon das Problem, dass sich die
Bruttomonatsverdienste und die Verbraucherpreise anders entwickelt hätten als ursprünglich angenommen.
Auch im CDU-Entwurf wurde gleich zu Beginn festgestellt, dass bei der letzten Gesetzesnovelle im Januar
2015 versäumt wurde, eine reelle jährliche Kostensteigerung festzusetzen. Bereits 2015, als das Gesetz
über Schulen in freier Trägerschaft das letzte Mal geändert wurde, brachte meine Fraktion einen Änderungs-
antrag ein, in dem wir unter anderem forderten, die Schülerkostenjahresbeträge jährlich um 3 Prozent zu er-
höhen. Warum schlugen wir damals die jährliche Steigerung um 3 Prozent vor? Weil wir bereits damals an-
gemahnt haben, dass die vorgesehene jährliche Erhöhung bei Weitem nicht ausreichen würde. Wir haben
recht behalten!

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Und deswegen haben Sie nichts ge-
macht?) 

Neben der auskömmlichen Steigerung wollten wir damals auch die Sicherheit für die freien Schulen errei-
chen, die es ihnen ermöglicht, schon frühzeitig vorauszuplanen. Unser Änderungsantrag wurde damals, wie
nicht anders zu erwarten war, von allen anderen Fraktionen hier abgelehnt. Die Verbesserungen, die jetzt
teilweise hier gefordert werden, hätte es durch uns bereits vor fünf Jahren schon geben können. 

(Beifall AfD)

Eine andere offene Baustelle sind natürlich auch die unterschiedlichen erreichten finanziellen Deckungsquo-
ten bei den einzelnen Schulen. Im Bericht des Ministeriums geht man zwar davon aus, ich darf zitieren: „Ein
Großteil der Schulen ist mit dem Zuschuss angemessen finanziert“, aber das Ministerium muss auch einräu-
men, „bei einzelnen Schulen kann diese Aussage abweichen.“ Im Ergebnis heißt das, teilweise werden bei
einzelnen Schulen Deckungsquoten von über hundert Prozent erreicht, wohingegen andere Schulen bei weit
unter 80 Prozent liegen. Hier besteht auf jeden Fall ein Handlungsbedarf und ich glaube auch nicht, dass
das in einem Schritt möglich sein wird, das geradezurücken. Es wird eher ein Prozess nötig sein, der in fes-
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ten Intervallen versucht, die Fehlentwicklungen auch nachzujustieren. Deswegen ist es für mich etwas un-
verständlich, warum der Gesetzentwurf der Linken und der Grünen gar keine weitere Evaluation mehr vor-
sieht. Wir werden um weitere Evaluationen einfach nicht umhinkommen. 

(Beifall AfD)

Wichtig ist dabei aber, dass Klarheit geschaffen wird, wer und vor allem mit welchen Grundsätzen und Be-
rechnungsgrundlagen die Gutachten erstellt, vor allem muss bei allen Prozessen für alle Beteiligten die ma-
ximale Transparenz herrschen. Es muss eine klare Regelung gefunden werden, dass es nicht wieder zu ei-
nem Chaos ausartet wie in den letzten Jahren, dass von allen Seiten Gutachten und Gegengutachten ins
Feld geworfen werden, bei denen am Ende keiner genau weiß, wie die Berechnungsgrundlagen waren. Ob
die Evaluation dann nun alle drei Jahre oder alle fünf Jahre, wie hier teilweise in den Gesetzentwürfen gefor-
dert, ob Gutachten von Ministerien oder von Externen durchgeführt werden, ist da erst mal zweitrangig. Wir
wollen im Ausschuss und bei den Anhörungen mit den freien Schulen einen für alle Seiten praktikablen Weg
finden und ich glaube, das wird auch gelingen. Vielen Dank. 

(Beifall AfD)

Präsidentin Keller:

Das Wort erhält Herr Abgeordneter Hartung für die SPD-Fraktion.

Abgeordneter Dr. Hartung, SPD:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, auch die SPD bekennt sich selbstverständlich zu den
freien Schulen. Sie sind eine unverzichtbare Ergänzung und Bereicherung der Thüringer Schullandschaft.
Von ihnen gehen, das hat Herr Tischner sehr genau herausgearbeitet, wichtige Impulse für den Unterricht,
für Reformen des Schulalltags und auch für didaktische Neuerungen hervor, von denen am Ende auch staat-
liche Einrichtungen profitieren. Es kann für uns kein Neben- oder Gegeneinander von Schulen in kommuna-
ler oder freier Trägerschaft geben, es kann nur eine Thüringer Schullandschaft als Ganzes geben, die wir
auch als Ganzes voranbringen wollen. Dementsprechend nehmen wir auch den Verfassungsauftrag sehr
ernst, Schulen in freier Trägerschaft angemessen zu fördern, wohlgemerkt angemessen und nicht auskömm-
lich, wie das manchmal gern behauptet wird. Im Grundgesetz und in der Thüringer Verfassung, ebenso wie
in den höchstrichterlichen Urteilen auf Landes- und Bundesebene wird unisono von einer angemessenen
Landesförderung gesprochen, „auskömmlich“ findet sich dort nirgends. Die freien Schulen müssen deshalb
vom Staat in der Art finanziell gefördert werden, wie es ihnen nach der Verfassung zusteht. Diesen Grund-
satz teilen wir ausdrücklich. Wir wollen verfassungsgemäß den freien Schulen das zukommen lassen, was
sie brauchen, aber es gibt eben auch keinen Raum für politische Zahlen. Wir müssen alles detailliert an den
Bedarfen begründen können. Dies gilt umso mehr in finanziell schwierigen Situationen wie der, in der wir uns
gerade befinden, nicht nur, weil wir coronabedingt im Moment noch nicht abschätzbare Ausgaben vor uns
haben, sondern sowohl die Regierungsfraktionen, als auch die Opposition haben verschiedene Projekte auf
den Weg gebracht. Ich möchte da nur einige stichwortartig nennen: Das sind 900 unbefristete Lehrerstellen,
wir wollen die A13 im Grundschulbereich einführen und wir wollen eine Vereinheitlichung und Verbesserung
der Personalschlüssel in den Kindergärten erreichen. All das sind dringende bildungspolitische Maßnahmen,
bei denen wir alle aber noch nicht wissen, wie wir sie finanziell tatsächlich dauerhaft und sicher untersetzen
können. Das müssen wir im Hinterkopf behalten und in dieser Situation müssen jede zusätzliche Ausgabe
und erst recht auch 34 Millionen Euro mehr über den Ansatz fachlich gut begründet sein. Tun wir das nicht,
nehmen wir diese Notwendigkeit der Begründung nicht ernst, beschneiden wir uns selbst die engen finan-
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ziellen Spielräume für die Projekte, die wir bereits auf den Weg gebracht haben und die auch bei einer Ver-
besserung der frühkindlichen und schulischen Bildung unverzichtbar sind.

Die SPD-Fraktion hat sich daher die tatsächlich berechenbaren Mehrbedarfe der freien Schulträger für 2021
vorgenommen. Wir haben also zu dem Ansatz, der bestand, die höheren Besoldungen der Regelschullehrer
und –lehrerinnen eingerechnet, wir haben die für 2021 mögliche Einführung der A13 im Grundschulbereich
aufgeschlagen, wir haben die bereits bestehenden TVL-Tarifabschlüsse einberechnet und wir haben auch
aus den Gutachten des TMBJS heraus die Unterfinanzierung der Sekundarstufe I am Gymnasium und den
Berufsschulen mit einberechnet. Wir sind dabei zu einer Erhöhung von 10,5 Prozent, also dann auf
202,5 Millionen Euro gekommen, die wir für angemessen und fachlich gerechtfertigt halten.

(Beifall SPD)

Das ist aber nur der eine Teil des Gesetzentwurfs. Gleichzeitig müssen wir uns endlich den Unwuchten des
Systems der pauschalen Erstattungen widmen. Der TMBJS-Bericht macht sehr deutlich, dass diese fixen
Schülerkostensätze dazu führen, dass eben strukturelle Schwächen und Unwuchten entstehen, die dazu
führen, dass freie Träger die besonderen personellen und sächlichen Bedarfe nicht abgebildet sehen, dass
andere freie Träger, die keine solventen Gruppen wie beispielsweise die Kirche im Hintergrund haben, nicht
Differenzen und Defizite ausgleichen können. Das ist eine Unwucht, der müssen wir uns widmen. 

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Dann haut es ja nicht hin, also doch nur große Träger!)

Dazu nehmen wir im Prinzip auch im Gesetzentwurf Stellung und diesen Konstruktionsfehler müssen wir be-
heben. Der Konstruktionsfehler führt dazu, dass das TMBJS der Überzeugung ist, nach den alten Sätzen die
freien Schulen angemessen gefördert zu haben, aber trotzdem einzelne Schulen sehr glaubhaft machen
können, dass sie mit diesen Sätzen weder im besonderen pädagogischen Konzept ausreichend finanziert
sind noch, dass sie ihren sächlichen Mehrbedarf damit decken können und – ich rede da besonders von den
freien Alternativschulen und den Waldorfschulen – durch ihre Vereinsstruktur keinen solventen Partner ha-
ben, der gegebenenfalls Ausfälle ausgleichen kann. Hier müssen wir tatsächlich etwas tun. Das Grundpro-
blem der fixen Schülerkostensätze bedeutet – und das macht das Gutachten sehr deutlich –, dass mit der
Einführung am Anfang eine ganze Reihe Schulen recht gut zurechtkommt, andere Schulen mal mehr mal
weniger und für dritte Schulen ist es von Anfang an zu wenig. 

Das müssen wir beheben und da reicht es nicht, dass wir einfach die Schülerkostensätze deutlich anheben
und eine – wie auch immer – geartete Dynamisierung einführen, das haben wir doch jetzt 30 Jahre lang ge-
macht. Das genau sollten wir eben nicht weiterführen. Wir müssen dazu kommen, dass wir tatsächlich jede
Schule nach ihrem eigenen Bedarf beurteilen und ein funktionierendes Modell auf den Weg bringen, diese
Bedarfsermittlung an der einzelnen Schule zu führen, mit dem einzelnen pädagogischen Konzept, mit dem
einzelnen Bedarf zu machen, sodass wir wegkommen von pauschalen Förderungen, um die sich dann in ei-
nem Korridor die Schulen bewegen, sondern wir müssen die individuelle Betrachtung jeder einzelnen Schule
einführen. Ich glaube, das sollte das Ziel der zukünftigen Beratungen sein.

Ich bin der Überzeugung, dass wir im Ausschuss dazu zu einer Einigung kommen können. Unser Gesetzent-
wurf ist ganz bewusst auf das Jahr 2021 befristet, denn danach soll eine bessere, individuellere Förderung
der freien Schulen greifen. Vielen Dank.

(Beifall SPD)
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Präsidentin Keller:

Das Wort erhält Frau Abgeordnete Baum für die FDP-Fraktion.

Abgeordnete Baum, FDP:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, liebe Eltern, Schülerinnen
und Schüler, Lehrerinnen und Lehrer sowie Verwaltungskräfte in den freien Schulen, die uns jetzt am Li-
vestream folgen! Ich finde es ganz gut, dass wir zu so präsenter Zeit über freie Schulen sprechen, und sen-
de herzliche Grüße an die Geburtstagskinder bei den Schulträgern. Wenn man sich anschaut, was hier in
den letzten Monaten in Sachen Finanzierung für freie Schulen passiert ist, dann darf das einer Landesregie-
rung ruhig ein bisschen peinlich sein. 

(Beifall CDU, FDP)

Wissen Sie, wenn Schülerinnen und Schüler beim Erstellen ihrer Seminarfacharbeiten die große Kunst der
Prokrastination kultivieren, dann mag das noch akzeptabel sein – dafür werden ja dann eine ganze Reihe
Kinderzimmer ziemlich aufgeräumt sein –, 

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Sie haben überhaupt keine Ahnung, oder?)

aber die Landesregierung weiß seit fünf Jahren, dass die Grundlage zur Finanzierung von Schulen in freier
Trägerschaft zum Ende des Jahres ausläuft, und ich weiß das sogar auch seit letztem Jahr, das war Thema
im Wahlkampf. Aber das ist hier auch ausreichend ausgeführt worden, deswegen belasse ich es dabei. Ich
hoffe, dass wir in der Sache nun zu einem guten und breit getragenen Ergebnis kommen. 

Für uns Freie Demokraten sind drei Punkte zentral in der Frage der Finanzierung der freien Schulen für die
nächsten Wochen: 

1. Wir brauchen eine Lösung, die ab 1. Januar eine auskömmliche Finanzierung von freien Schulen ermög-
licht und darüber hinaus auch eine Arbeitsgrundlage für die kommenden Jahre schafft. 

(Beifall FDP)

2. Wir brauchen eine Lösung, mit der die freien Schulen leben können, die aber auch berücksichtigt, dass
wir nicht immer prall gefüllte Kassen haben. 

3. Wir sind immer noch daran interessiert – und da bin ich beim Kollegen Hartung –, eine Grundlage für die
Berechnung der Kostensätze zu finden, statt immer nur über die finalen Beträge zu diskutieren. 

(Beifall FDP)

Für uns Freie Demokraten sind die freien Schulen aber ein so wichtiger Bestandteil in unserem vielfältigen
Schulsystem, dass wir tatsächlich von auskömmlicher Finanzierung sprechen. Man kann hier sicher über
Definitionen diskutieren, was mit „angemessen“ oder „auskömmlich“ gemeint ist. Freie Schulen zeigen, wie
selbstverantwortliche und auf lokale Bedürfnisse zugeschnittene Schule funktionieren kann. Wir wollen sie
so finanzieren, dass sie ihren Bildungsauftrag mit den entsprechenden Freiheiten und den damit verbunde-
nen Pflichten wahrnehmen können. 

Alle vorliegenden Gesetzentwürfe haben für die Berechnung der Finanzen das zugrunde gelegt, was in den
Verhandlungen zwischen Schulträgern und Bildungsministerium ausgehandelt wurde. Einzig der Vorschlag
der SPD liegt da um knapp 6 Prozent darunter. Herr Hartung, Sie haben jetzt hier ausgeführt, wie Sie das
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zusammengestellt haben. Ich hätte sonst fast unterstellt, dass Sie einfach mal pauschal 6 Prozent an jeder
Stelle weggezogen haben. 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ja!)

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Aber so ist es!)

Das würde ich Ihnen natürlich so nicht unterstellen und nehme jetzt einfach Ihre Darstellung mal so entge-
gen. Sie schlagen auch vor, dass das Bildungsministerium jetzt die Ausgabesituation der Schulen stärker be-
rücksichtigt, um die Einnahmen daran künftig zu orientieren. Herr Hartung, vielleicht ganz kurz, es zeigt sich,
dass Sie an der Stelle aus meiner Sicht einen gedanklichen Fehler machen, wenn es um die finanzielle Si-
tuation von freien Schulträgern geht. Anders als im staatlichen Bereich geben die freien Schulen kein Geld
aus, was sie nicht haben. Insofern macht es sich schwierig, Ausgaben zu betrachten, um dann davon abzu-
leiten, dass sie das brauchen und mehr nicht. 

(Beifall FDP)

Darüber können wir gern im Ausschuss weiter diskutieren. Wo ich völlig bei Ihnen bin, ist die Tatsache, dass
wir immer noch nicht – auch wenn wir uns jetzt hier auf Summen einigen – eine Einigkeit über die Berech-
nungsgrundlage haben. Das heißt, wir wissen immer noch nicht, worüber wir sprechen, wenn es darum geht,
was ist eine angemessene oder eben auch eine auskömmliche Finanzierung für freie Schulen. 

Gerade mit Blick auf den Entwurf der CDU oder auch den der Linken und Grünen scheint es, dass diese
Grundlagendiskussion jetzt hier wieder ins Hintertreffen gerät. Sie wollen das Gesetz einfach entfristen und
es bei den jetzigen Berechnungen lassen. Das kann ich zwar aufgrund der jetzt aktuellen zeitlichen Situation
gut verstehen, aber wir sollten doch vorsichtig sein, aus welchen Gründen wir aufhören, Dinge strukturiert
anzugehen. 

Wir Freien Demokraten würden nach wie vor gern eine grundlegende Festlegung der Berechnungsgrundla-
ge der Schülerkostenjahresbeträge im Blick behalten. 

(Beifall FDP)

Das ist auch der Grund, weshalb wir weiterhin an einer begrenzten Laufzeit festhalten und eine entsprechen-
de Evaluierung vorschlagen. Wir schlagen jetzt hier an der Stelle eine Laufzeit von drei Jahren vor. Darüber
lässt sich sicher am Ende diskutieren. 

Ein buntes Potpourri finden wir bei den Vorschlägen zur Dynamisierung der Finanzhilfe. Bei den Dynamisie-
rungen geht es immer darum, quasi eine automatische Steigerung der vorher berechneten Kostenbeiträge
anzusetzen. Das ist etwas, was sich auch die freien Schulen wünschen, damit die Realität hier ein bisschen
abgebildet wird. Die CDU geht davon aus, dass 3 Prozent dafür angemessen wären. Aus dem Vorschlag der
Linken und Grünen gehen 2,5 Prozent raus. Die SPD lässt es bei den bestehenden Regelungen. Aus unse-
rer Sicht ist eine Dynamisierung hier durchaus wichtig. Aber wenn wir über Kosten und Preisentwicklung
sprechen und uns daran orientieren wollen – denn das ist das, was man mit einer Dynamisierung einfangen
möchte –, dann sollten wir die nicht pauschal festlegen, sondern an irgendwas binden, und wir würden es
gerne an die Gehälter der Lehrkräfte in staatlichen Schulen binden und an die Preisentwicklung. Denn wenn
es keine Entwicklung bei den Gehältern oder bei den Preisen gibt, dann sollte sich das auch nicht andershe-
rum für freie Schulen irgendwie ausschlagen; wir sitzen ja schließlich alle hier im selben Boot und nehmen
aus den gleichen Kassen. Deswegen schlagen wir vor, die Dynamisierung an die Entwicklung bei der Lehr-
kräftebezahlung zu binden und der Preisentwicklung. Das ergibt für das Jahr 2022 ungefähr 2,2 Prozent. Die
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Berechnungsgrundlage dafür sollten immer die vergangenen drei Jahre sein und nicht ein festgesetzter Jah-
resablauf, wie er jetzt aktuell von 2012 bis 2014 festgelegt ist. Diese Entwicklungen dort haben 2019 schon
nicht mehr so richtig gestimmt, aber bei dem Thema können wir sicher ausreichend im Ausschuss dazu dis-
kutieren. 

Ein Punkt wäre uns noch wichtig, deswegen haben wir den bei uns relativ ausführlich im Gesetzentwurf ein-
gearbeitet und der ist auch unabhängig davon zu betrachten, wie lange die Laufzeit des Gesetzes am Ende
ist. Wir haben es in diesem Jahr gesehen, mit welchen kurzfristigen Zeitketten freie Schulträger ihre Bil-
dungsarbeit planen sollen, und das kann aus unserer Sicht nicht zur Regel werden. Dem wollen wir vorbeu-
gen. Nach unserem Vorschlag sollen Änderungen in der Finanzierung der freien Schulen immer bis zur Mitte
des Jahres geklärt sein, damit die Träger mit entsprechendem Vorlauf ihre Haushaltsverhandlungen ange-
hen können, das trifft in dem Fall ja auch unsere Haushaltsverhandlungen. Wir finden das fair. Weder den
Schulträgern noch den Eltern und den Schülerinnen und Schülern und eben auch dem parlamentarischen
Beteiligungsprozess ist geholfen, wenn wir hier jedes Mal so ein Schnellverfahren zu Finanzierungsgrundla-
gen durchstellen. Also wir haben einen Ablauf vorgesehen, wo wir sagen, wenn es Änderungen geben soll,
dann müssten die ab August vielleicht evaluiert werden, bis zum März müsste ein Bericht vorliegen und
dann wäre es gut, wenn noch vor den Sommerferien klar ist, wie die neuen Finanzierungen aussehen sollen.
Das haben die freien Träger verdient, dass sie da Planungssicherheit für ihr nächstes Jahr erhalten, und wir
können das parlamentarisch vielleicht auch besser einplanen. 

(Beifall FDP)

Zusammenfassend kann ich festhalten, dass wir als FDP-Fraktion sehr gern alle vorliegenden Entwürfe im
Bildungsausschuss diskutieren. Ich bin vor allem gespannt auf die Rückmeldungen der unterschiedlichen
freien Träger, also der großen und der kleinen, und dann bin ich zuversichtlich, dass wir uns mit einer run-
den, abgestimmten Lösung hier schon im nächsten Plenum, denn das ist die letzte Chance, um das irgend-
wie zu regeln, für die Finanzierungsgrundlage hier wieder zusammenfinden. 

Eines möchte ich abschließend noch festhalten: Wir Freien Demokraten können die Art und Weise, in der in
diesem Jahr hier mit einem wesentlichen Player unseres Bildungssystems umgegangen ist, nicht gutheißen.
Wir wünschen uns für zukünftige Gespräche und Verhandlungen, dass Augenhöhe gewahrt bleibt und vor
allem Zusagen eingehalten werden. 

(Beifall FDP)

Die freien Schulen brauchen eine vernünftige Finanzierung und müssen langfristig wissen, mit welchen Fi-
nanzhilfen sie rechnen können, damit sie auch weiterhin ihren wichtigen Beitrag für ein vielfältiges Bildungs-
system in Thüringen leisten können. 

(Beifall FDP)

Präsidentin Keller:

Das Wort hat Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Träger der freien Schulen, lie-
be Eltern, liebe an Bildung Interessierte! Wir haben in der Tat eine spannende Situation, die hatten wir so
noch nie. Vier Gesetzentwürfe zum gleichen Thema und ich habe ja immer gern den Spruch – in Anfüh-
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rungszeichen – auf den Lippen, wenn es um die freien Schulen geht: Nur Mut, Vielfalt tut gut! Hoffen wir mal,
dass das auch ein guter Leitspruch für unsere Debatten hier rund um die vier Gesetzentwürfe sein kann. 

Es ist Ihnen sicherlich nicht verborgen geblieben: Seit dem Wiedereinzug in den Thüringer Landtag im Jahr
2009 streiten wir Bündnisgrüne auch parlamentarisch für eine verlässliche, transparente und in der Tat aus-
kömmliche Finanzierung für die 165 freien Schulen in Thüringen, die von etwa 27.400 Schülerinnen und
Schülern besucht werden. Die freien Schulen sind in den letzten 30 Jahren auch in Thüringen zu einem fes-
ten Bestandteil des öffentlichen Schulwesens geworden. Entgegen manchem Vorurteil – das will ich hier ein-
fach noch einmal ganz deutlich sagen – sind freie Schulen keineswegs Eliteschulen oder gar Einkaufs-
schulen. Das ist in Thüringen schlichtweg nicht der Fall.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Im Gegenteil: Sie erfüllen gleichermaßen den öffentlichen Bildungsauftrag, genauso wie die Staatlichen
Schulen, und tragen ganz wesentlich zu einer pluralen lebendigen Bildungslandschaft, aber auch zu Wahl-
freiheit in Thüringen bei.

Sie sind damit auch Ausdruck und Bestandteil einer emanzipierten demokratischen Bürgerinnen- und Bür-
gergesellschaft. Im Übrigen kam die Gesetzesänderung auch nicht von ungefähr, lieber Herr Tischner. Das
müssen Sie sich jetzt noch einmal sagen lassen. Nach unserer erfolgreichen Normenkontrollklage 2014 ge-
gen das von der damaligen schwarz-roten Koalition beschlossene Gesetz vor dem Verfassungsgerichtshof
in Weimar wurde das Gesetz 2015 neu gefasst.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Sie haben den gleichen Ärger mit der SPD wie wir!)

Ach, die SPD ist also immer an allem schuld.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Weiß ich nicht!)

Das ist natürlich bezeichnend, wenn sich der größere Partner in keinster Hinsicht durchsetzen konnte, lieber
Herr Tischner. Leider war es anders. Aber Opposition scheint ja manchmal lehrreich zu sein. Ich bin Ihnen
jedenfalls dankbar für Ihren Gesetzesvorschlag, den Sie heute hier vorgelegt haben

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Vor fünf Jahren auch schon mal!)

– das will ich einfach ganz offen sagen –, genauso wie ich der FDP an dieser Stelle dankbar bin für Ihren
Vorschlag.

(Beifall FDP)

2015 wurde erstmals ein Festbetragsmodell mit jährlichen Steigerungsraten im Gesetz aufgenommen, um
neben einer deutlichen Steigerung der Finanzhilfe auch mehr Nachvollziehbarkeit und Transparenz in die Fi-
nanzierung zu bringen. So erhielten die freien Schulen eine feste Steigerungsrate der Festbeträge von je
1,9 Prozent.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Alle zwei Jahre!)

Die Finanzierungsregeln wurden bis Ende 2020 befristet, eine Evaluierung wurde vereinbart und nun muss
die Finanzierung neu geregelt werden. Ich habe es schon gesagt, wir befassen uns heute hier mit vier ver-
schiedenen Gesetzentwürfen zur Finanzierung der freien Schulen. Kurz vielleicht noch einmal zur Entste-
hungsgeschichte: Angesichts der Tatsache, dass es zwischen Bildungsministerium und der Landesarbeits-
gemeinschaft freie Schulen sehr unterschiedliche Ausgangslagen und Gutachten zur künftigen Finanzierung
gab, haben die Koalitionsfraktionen das Bildungsministerium gebeten, mit der LAG freie Schulen die Ver-
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handlungen für die Finanzierung ab 2021 zu führen. Da brauchten wir keine Telefonschalte oder Videoschal-
te der CDU dafür, aber die war sicherlich auch spannend für den Austausch. Als Ausgangsbasis, das sage
ich ganz offen, hätten wir Bündnis-Grüne uns ein gemeinsames Gutachten von Bildungsministerium und frei-
en Trägern gewünscht. Das war aber leider nicht mehrheitsfähig. Das Verhandlungsergebnis zwischen Mi-
nisterium und Landesarbeitsgemeinschaft lag dann auch im Sommer dieses Jahres vor. Es wurde sich auf
eine Übergangsfinanzierung in Höhe von 217 Millionen Euro für 2021 verständigt, immerhin ein Aufwuchs
von 24 Millionen Euro gegenüber dem Ansatz für 2020.

Sehr überrascht waren wir dann, als wir dem Haushaltsentwurf im Einzelplan 04 entnehmen mussten, dass
vom Bildungsministerium nur 183 Millionen Euro angemeldet wurden, was faktisch sogar eine Kürzung der
Ansätze gegenüber 2020 bedeutet, für uns ein Grund mehr dafür, dass wir uns im Landtag eingehend damit
befassen. Das ist sicher auch ein Novum – ich sagte es ja schon mehrfach –, dass es zu einem Sachverhalt
tatsächlich gleich vier Gesetzentwürfe gibt und auch die Koalition in dieser Frage nicht einheitlich auftritt. 

Frech fand ich allerdings den Auftritt des Vertreters der AfD. Sich hier vorn hinzustellen und zu sagen, wir
haben ganz bewusst nichts gemacht, damit wir immer alles kritisieren können, so, wie es uns gerade passt:
Das kann man machen, aber ist dann Ausdruck Ihres Selbstverständnisses. Sie wollen sich nicht festlegen,
Sie wollen nicht liefern, Sie wollen nicht inhaltlich arbeiten. Aber meckern, das können Sie in jedem Fall.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP)

Nun zu den einzelnen Gesetzentwürfen: Mit Blick auf diese wird nämlich schnell deutlich, dass das Verhand-
lungsergebnis des Bildungsministeriums mit der Landesarbeitsgemeinschaft nahezu von allen Seiten aner-
kannt wird. So haben die dort verhandelten Schülerkostenjahresbeträge in sämtlichen Gesetzentwürfen, au-
ßer dem der SPD, Eingang gefunden.

So stünden den freien Schulen etwa 217 Millionen Euro im Jahr 2021 zur Verfügung – eine beachtliche Stei-
gerung um mehr als 32 Millionen Euro gegenüber dem Ansatz von 2019. 

Jetzt muss ich allerdings auch noch einmal etwas dezidierter auf den Gesetzentwurf der SPD eingehen. Die-
ser sieht nämlich ganz pauschal einen um 6 Prozent geringeren Ansatz bei den einzelnen Schülerkostenbe-
trägen vor.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: 5,9!)

Sie planen für 2021mit 202 Millionen Euro: Lieber Thomas Hartung, nehmen Sie sich die Anlage des Ge-
setzes und die einzelnen Schülerkostenbeiträge. Wir haben uns die Matheaufgabe gestellt und tatsächlich
jede einzelne Zeile durchgerechnet. 

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Das haben wir auch!)

Und es sind pauschal jeweils 6 Prozent, die Sie abgezogen haben. Was das mit Differenzierung und Be-
trachtung der einzelnen Schularten und gerade der kleinsten zu tun hat, dieses Geheimnis müssen Sie uns
irgendwann noch mal genauer erklären oder ist es wahrlich der große Zufall, dass es überall zufällig 6 Pro-
zent sind, die man abzieht, um eben auf gerade mal 200 Millionen Euro zu kommen. 

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: 202!)

Mich ärgert ehrlich gesagt auch wirklich, dass Sie immer wieder diese Trennung zwischen staatlichen und
freien Schülerinnen und Schülern aufmachen. 

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP)
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Jetzt überwinden Sie doch endlich mal diese Barriere im Kopf. Was ist an den 27.400 Schülerinnen und
Schülern anders, nur weil sie eine Schule in freier Trägerschaft besuchen? Ich dachte immer, es geht darum,
dass wir gute Schule für alle bieten, und zwar egal, in welcher Trägerschaft sich die Schule befindet. Lassen
Sie uns endlich beide Schulsysteme zusammendenken – sie sind ein Ganzes, was den öffentlichen Bil-
dungsauftrag erfüllt –

(Zwischenruf Abg. Liebscher, SPD: Nichts anderes hat Herr Hartung vorhin gesagt!)

und lassen Sie uns für alle bestmögliche Bedingungen in der Bildung schaffen. Jedes Kind muss uns gleich
viel wert sein und es tut mir in der Seele weh, dass wir mit der SPD hier leider keine Einigung erzielen konn-
ten. 

Der von uns gemeinsam mit der Fraktion Die Linke eingereichte Gesetzentwurf und der Gesetzentwurf der
CDU sehen eine über das Jahr 2021 hinausgehend und damit dauerhafte Regelung für die Finanzierung vor.
SPD und FDP schlagen nur Übergangsfinanzierungen für 2021 – die SPD, lieber Herr Hey – oder bis 2023 –
die FDP – vor. Das sehen wir kritisch, da wir eben nicht alle zwei oder drei Jahre erneut über die Finanzie-
rung reden wollen, was immer immense Unruhe und Unsicherheit in ein System bringt, das Verlässlichkeit
und Planbarkeit braucht. Bei den jährlichen Steigerungen schlagen wir und Die Linke vor, dass wir die Schü-
lerkostenjahresbeträge an die Gehalts- und Preisentwicklung der staatlichen Schulen koppeln, die FDP hat
da denselben Ansatz gewählt. Ich glaube, das ist auch der richtige, weil er nachvollziehbar ist, weil er Neid-
debatten ausschließt und ganz klar das abbildet, was Realität auch sonst in Thüringen ist und das sollte
eben auch für die freien Schulen gelten. 

Mit unserem Gesetz werden die Schülerkostenjahresbeträge im Jahr 2022 mit einem Faktor von 2,8 Prozent
fortgeschrieben, wenn wir uns die Entwicklung anschauen, und in den kommenden Jahren richtet sich die
Steigerung dann nach der jeweiligen Lohnentwicklung. So verhindern wir auch dauerhaft ein Auseinander-
laufen der Schulfinanzierung von freien und staatlichen Schulen. 

Die CDU – okay, das ist natürlich auch ein Stück weit Rolle der Opposition – legt gewissermaßen dazu noch
eins drauf. Sie sieht für die nächsten fünf Jahre eine Steigerung von mindestens 3 Prozent vor. Nach einer
Evaluierung im Jahr 2026 soll ihrem Gesetzentwurf nach entschieden werden, ob dieser Wert angepasst
werden soll. Zudem sollen nach Willen der CDU Änderungen im Besoldungs- und Tarifrecht zusätzlich be-
rücksichtigt werden, auch wenn völlig unklar ist, wie dies geschehen soll. 

Ich will zudem darauf hinweisen, dass unser Gesetzentwurf vorsieht, dass die freien Schulen künftig endlich
auch am Schulbudget partizipieren können. Mit dem Schulbudget, das wir im Jahr 2018 eingeführt haben,
sollen Schulen Honorarverträge abschließen können, um außerunterrichtliche Angebote, entlastende, unter-
stützende, unterrichtsergänzende und gesundheitsfördernde schulische Maßnahmen zu finanzieren. Die von
der CDU in § 25 vorgeschlagene Einbeziehung der Lehrkräfte freier Schulen in Weiterbildungsmaßnahmen
des ThILLM begrüßen wir ausdrücklich, das haben wir auch schon häufiger diskutiert. Ich denke, da können
wir gut zusammenfinden. 

Ich will es noch mal zusammenfassen. Unser Ziel ist es, bis Ende 2020 – und das sind wir tatsächlich den
freien Schulen und auch allen anderen in diesem Land schuldig – eine verlässliche, transparente und aus-
kömmliche Finanzierung für die nächsten Jahre auf den Weg zu bringen. Daher freuen wir uns auch auf die
konzentrierte Beratung im Ausschuss. Wir werden eine zügige Anhörung durchführen und die Stellungah-
men sehr genau auswerten. Gemeinsam werden wir dann mit Blick auf den Landeshaushalt und die unter-
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schiedlichen Gesetzentwürfe nach der besten Lösung suchen und ich bin mir sicher, dass wir auch einen
guten Kompromiss finden werden. 

Eines ist auf jeden Fall klar, die freien Schulen in Thüringen werden wir durch den Thüringer Landtag nicht
hängen lassen. Ich will es noch einmal sagen: Uns geht es um gute Schule für alle von Anfang an und das
staatliche und das freie Schulsystem ergänzen und bereichern sich gegenseitig. Zudem ist es uns wichtig,
dass uns jedes Kind, aber auch jede Lehrerin gleich viel wert ist, egal in welcher Trägerschaft sich die
Schule befindet, die es besucht oder in der die Lehrerin oder der Lehrer arbeitet. 

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Als ob das irgendjemand in Abrede stellt!)

Das zeigt sich übrigens auch in unserem konkreten Handeln, denn während wir über die A13 für Grund-
schullehrerinnen und ‑lehrer, über 900 neue unbefristete Lehrerinnen im staatlichen Schuldienst, über 240
zusätzliche Erzieherinnenstellen reden, geht es uns eben auch ganz konkret um faire Rahmenbedingungen
für freie Schulen. Deshalb lassen Sie uns nun schnell in die Beratung einsteigen und im Dezember mit mög-
lichst breiter Mehrheit ein gutes Gesetz für die freien Schulen beschließen. Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Keller:

Das Wort erhält Herr Abgeordneter Tischner für die CDU-Fraktion. 

Abgeordneter Tischner, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn man so die Zwischendebatten gerade er-
lebt, ist es wirklich schade, dass wir nicht in unserem Plenarsaal tagen, weil das gerade das Parlamentari-
sche ausmacht, mal zu erleben, wie im Grunde auch die verschiedenen Fraktionen so nebenbei miteinander
kommunizieren. 

(Zwischenruf Abg. Baum, FDP: Du kannst die Maske ablegen, wir haben dich erkannt!)

Ach so. Seht Ihr. Ich bin so verwundert über die Debatten zwischen SPD und Grünen, die hier weitergehen,
dass ich das gleich vergessen habe. 

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Das ist gelebte Demokratie, Herr Tischner!)

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren – das ist auch gut so, genau, und am Ende gibt
es ein gutes Ergebnis –, mit Beginn dieser Legislatur im November 2019 war für uns alle klar, dass die Neu-
regelung der Finanzierung der Schulen in freier Trägerschaft einer der ersten und dringendsten Gesetzge-
bungsprozesse im Jahr 2020 werden würde. Nun ist ein ganzes Jahr vergangen und wir sind, zumindest im
parlamentarischen Verfahren, nicht viel weitergekommen. Die Aktie, die das Bildungsministerium daran trägt,
hatte ich vorhin in meiner Begründung schon ausgeführt. Aber ich freue mich, dass wir heute nun endlich
über die Situation der Schulen in freier Trägerschaft hier im Plenum diskutieren können. Denn es ist tatsäch-
lich schon fünf nach zwölf bei diesem Thema. Die freien Schulträger sind mit Beginn des IV. Quartals 2020
bereits in die finale Phase ihrer jeweiligen Haushaltsplanungen für das Jahr 2021 übergegangen. Kernele-
ment dieser Planungen, das wissen wir Bildungspolitiker alle, ist die Erstellung der einzelnen Schulhaushalte
und der Stellenpläne. Dafür haben sie aktuell keine verlässliche Planungsgrundlage. Deshalb ist es absolut
notwendig, dass wir noch in diesem Jahr zu einer gemeinsamen Lösung kommen, und ich nehme wahr,
dass ich das auch aus allen Fraktionen so vernommen haben. Das heißt nicht, dass wir jetzt das Anhörungs-
verfahren im Schweinsgalopp und oberflächlich durchführen wollen, dennoch aber auf Augenhöhe mit den
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Trägern sowie zügig und zielorientiert. Die vorliegenden Entwürfe sind eine gute Grundlage der weiteren Be-
ratungen, auch wenn es schon ein Novum ist, dass die regierungstragenden Fraktionen bei einem so wichti-
gen bildungspolitischen Thema keinen gemeinsamen Vorschlag vorlegen können. 

(Beifall AfD, CDU, FDP) 

Meine Damen und Herren, zentrales Element einer Neuregelung der staatlichen Finanzhilfe für Schulen in
freier Trägerschaft muss aus unserer Sicht eine Verständigung auf ein gemeinsames transparentes Berech-
nungsmodell sein, das für alle Beteiligten nachvollziehbar ist und sich flexibel auf zukünftige Veränderungen
im staatlichen Schulsystem anpassen lässt. Denn bislang war die Berechnungsgrundlage der einzelnen
Schülerkostensätze selbst für die freien Schulen schwer nachvollziehbar. Und Frau Baum: Es ist schlicht
falsch, wenn Sie sagen, die jetzigen Zahlen von Linken, von Grünen, vom Ministerium hätten keine Grundla-
ge, sie beruhen ja gerade auf der Grundlage des Halle-Gutachtens. 

(Zwischenruf Abg. Baum, FDP: Habe ich nicht gesagt!)

Meine Damen und Herren, die Grundlage für ein transparentes Berechnungsmodell liegt eben auf dem
Tisch. Es ist das Verhandlungsergebnis, vielleicht ist es auch ein Konsens, vielleicht waren die freien
Schulen auch endlich mal froh, dass das Ministerium auch mal eingelenkt und gesagt hat, jetzt gibt es mal
einen Schwupps mehr. Es ist auf jeden Fall ein Ergebnis, das Regierung und freie Schulen gemeinsam un-
terstützen, das beide Seiten in den letzten Wochen auch nicht in Frage gestellt haben. Das Gutachten der
freien Schulen zeigt sehr eindrücklich die Unterfinanzierung der Schulen in freier Trägerschaft auf. Statt der
gesetzlich festgeschriebenen 80 Prozent der Kosten eines staatlichen Schülers erreicht die Finanzhilfe – und
das ist auch noch mal für die SPD sehr wichtig zu wissen – bei den allgemeinbildenden Schulen eben nicht
die 80 Prozent, sondern derzeit lediglich zwischen 49 und 61 Prozent, und bei den berufsbildenden Schulen
liegt es in der Regel deutlich unter 50 Prozent. Der Evaluationsbericht der Landesregierung kommt für den
gleichen Zeitraum zu der grundsätzlichen Aussage, dass die vom Freistaat Thüringen an die Schulen in frei-
er Trägerschaft vergebenen Zuschüsse „durchaus auskömmlich waren und dies nun bei einzelnen Schulen
abweichen kann“. Dieser Widerspruch offenbart die Notwendigkeit, aus unserer Sicht sich zunächst einmal
über die Berechnungsmethode der Kosten eines vergleichbaren staatlichen Schülers einig zu werden. Die-
ses Verhandlungsergebnis wurde eben – wie gerade beschrieben – zwischen der LAG und dem TMBJS im
Sommer erreicht. Man einigte sich außerdem darauf, dass im Jahr 2021 für allgemeinbildende Schulen nun
72 Prozent statt der eben ursprünglich vorgesehenen 80 Prozent nach diesem Modell als Kostenberech-
nungsgrundlage liegen soll. Das ist ein Entgegenkommen der freien Schulen, die uns aber auch signalisiert
haben, man könne das bis zu dieser Grenze auch noch mitgehen, weg von den 80 Prozent. Deswegen ist es
für uns wichtig, trotz der Verschlechterung dies jetzt auch im Gesetz endlich mal festzuschreiben, wie ge-
sagt, auf der Grundlage eines externen Gutachtens, das die freien Träger in Auftrag gegeben haben. Ich hät-
te mir gewünscht, Herr Bildungsminister, Frau Staatssekretärin, dass Sie sich noch mal laut und deutlich von
dem Gutachten Ihres Hauses distanziert hätten. Es ist nicht schlimm, wenn man auch mal einen Fehler
macht. Scheinbar ist in diesem Gutachten ein Fehler gemacht worden. Aber dass jetzt im Grunde ein Gut-
achten des Bildungsministeriums auf dem Tisch liegt, 

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE)

das der SPD als Argumentationshilfe dient, ist Ihr hausgemachtes Problem, und da brauchen Sie sich nicht
wundern, Herr Wolf, wenn die Kollegen der SPD natürlich mit diesem falschen Gutachten 

(Heiterkeit DIE LINKE)
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des TMBJS auch arbeiten. 

(Beifall CDU)

Wie ich bereits in der Begründung zu unserem Gesetzentwurf deutlich gemacht habe, ist der CDU-Gesetz-
entwurf der weitestgehende der vier vorliegenden Gesetzentwürfe. In zahlreichen Gesprächen mit der Lan-
desarbeitsgemeinschaft der freien Schulträger, aber auch mit einzelnen Schulleiterinnen und Schulleitern ha-
ben wir uns ein umfassendes Bild über die Problematik an den freien Schulen in den letzten Monaten ge-
macht. Deshalb geht unser Gesetzentwurf auch über die Regelung der reinen Finanzierungsfragen hinaus
und beinhaltet beispielsweise auch einen Anspruch für Lehrkräfte an Schulen in freier Trägerschaft auf Teil-
nahme an Weiterbildungsmaßnahmen des ThILLM. Denn während der Zutritt zu Fortbildungen meist ge-
währt wird, erhalten Lehrkräfte der freien Schulträger für Weiterbildungen etwa zum Erwerb von zusätzlichen
Unterrichtserlaubnissen und Lehrbefähigungen nur in Ausnahmefällen eine Teilnahmeerlaubnis. Diese Diffe-
renzierung wird durch die Anpassung des Gesetzestextes jetzt von uns beseitigt. Das ist dringend notwen-
dig, weil auch die freien Schulträger massiv in der Lehrergewinnung unterwegs sind und bei der Qualifizie-
rung von Seiteneinsteigern beteiligt werden müssen. 

Mit unserem Gesetzentwurf wollen wir ferner die Finanzierung der freien Schulen wirklich langfristig regeln
und daneben weitere Änderungen vornehmen, die für die Schulen in freier Trägerschaft wichtig sind. Das
wäre ein erster wichtiger Schritt hin zu einem Thüringer Schulfrieden. Die Schulen brauchen endlich Pla-
nungssicherheit und sie brauchen vor allem keine Übergangslösungen mehr. Das schaffen wir mit unserem
Gesetzentwurf ab. 

Der CDU-Gesetzentwurf schreibt den zwischen der Landesarbeitsgemeinschaft und dem Ministerium für Bil-
dung, Jugend und Sport im Sommer gefundenen Minimalkonsens/‑kompromiss – wie auch immer – bei den
einzelnen Schülerkostensätzen jetzt langfristig fest, inklusive einer jährlichen Dynamisierung von 3 Prozent.
Und, Frau Rothe-Beinlich, bei den 3 Prozent ist es nicht so wie bei der SPD, dass wir das geschossen ha-
ben – 5,9 Prozent sind es ja genau, wenn man das mal durchrechnet, wir haben es auch mal durchgerech-
net –, sondern es sind die 3 Prozent, bei denen wir uns auch treu bleiben, die wir bereits 2015 in unserem
Gesetzentwurf drin hatten und die durchaus auch eine breit getragene Forderung der freien Schulträger
sind. 

(Beifall CDU)

Unser Gesetzentwurf sieht außerdem vor, die Angemessenheit der staatlichen Finanzhilfe in regelmäßigen
Zeitabständen alle fünf Jahre durch ein externes Gutachten überprüfen zu lassen, denn die Erfahrungen mit
dem Evaluationsbericht der Landesregierung zeigen deutlich, dass es dringend notwendig ist, die Angemes-
senheit der Schülerkosten extern und nach wissenschaftlichen Standards überprüfen zu lassen, damit es
eben dann nicht politische Spielbälle gibt, die sich hin- und hergeworfen werden. 

Meine Damen und Herren, sehr gern gehe ich auch noch auf die einzelnen Gesetzentwürfe der Kollegen von
der FDP, der SPD und von Linken und Grünen ein. 

Zum FDP-Gesetzentwurf: Der FDP-Gesetzentwurf regt die Dynamisierung der Kostensätze in einer Formel
und nicht mit einem pauschalen Prozentsatz an. Sie sagen, drei Viertel aus der Besoldungsentwicklung für
Lehrkräfte im staatlichen Schulwesen, dann noch mal ein Viertel aus der Entwicklung der Verbraucherpreise
in Thüringen, und das im Drei-Jahres-Mittel. Das ist aus unserer Sicht ein durchaus interessanter Ansatz,
den man auch gehen kann. Das muss man auch diskutieren und mal sehen, was dann auch die Anhörungen
zeigen. Ähnlich ist das im jetzigen Gesetz geregelt mit einer Dynamisierungsregelung, allerdings von
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1,9 Prozent. Falsch ist auch die Behauptung, die immer mal hier von den Koalitionsfraktionen kommt, man
habe jedes Jahr 1,9 Prozent draufgelegt. Jeder weiß, dass das in den letzten Jahren eben nicht jährlich er-
folgte, sondern dass es teilweise nur alle anderthalb Jahre die Erhöhung für die freien Schulen gab und dass
deswegen die Situation so ist wie sie ist.

Nur mal als Hinweis: Wäre unser Gesetzentwurf 2015 in Kraft getreten mit der 3-Prozent-Steigerung und
den Kostensätzen, die wir vorgeschlagen hatten, wären wir heute genau bei der Finanzsumme, um die wir
uns streiten, nämlich bei 217/218 Millionen inklusive der Schüleraufwüchse. Bezüglich der regelmäßigen
Überprüfung der Kostensätze halten wir die Lösung der FDP-Fraktion für nicht ausreichend, da wir externe
und auf wissenschaftlichen Standards basierende Gutachten zur Evaluation der Schülerkostensätze für ziel-
führender erachten. Auch die weiterhin bestehende Befristung des Gesetzes, liebe Frau Kollegin Baum, ist
aus unserer Sicht strikt abzulehnen, denn Sie haben ja jetzt im letzten halben Jahr erlebt, wie schnell und
wie bösartig die Schulen dann immer zum Spielball zwischen den Parteien werden. Das haben sie einfach
nicht verdient, weil es tatsächlich so ist, wie Frau Rothe-Beinlich ausgeführt hat: Wir müssen die Schülerin-
nen und Schüler in Thüringen zusammendenken und nicht differenzieren in staatliche und in freie Schüler. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, zum Gesetzentwurf von Linken und Bündnis 90/Die Grünen: Auch der Gesetzent-
wurf will eine verlässliche, langfristige Finanzierung der freien Schulen sichern und die Berechnungsgrundla-
ge und die Schülerkostensätze entsprechend des Kompromisses zwischen LAG und TMBJS festschreiben.
Auch dieser Gesetzentwurf enthält eine Regelung für die jährliche Dynamisierung der Kostensätze und er
soll entfristet werden. Was er nicht hat, im Gegensatz zu unserem Gesetzentwurf, ist eine externe wissen-
schaftliche Begutachtung. Aber ich muss schon sagen, man ist sich relativ ähnlich, das hätte ich vor einem
halben Jahr, lieber Torsten Wolf, gar nicht so erwartet. Manche Gespräche, die wir da geführt haben, waren
da noch weit weg. Aber gut, wenn da tatsächlich Grün, der kleinste Partner, Frau Rothe-Beinlich, zumindest
bei den Linken gewirkt hat. 

Meine Damen und Herren, zum Gesetzentwurf der SPD-Fraktion: Frau Rothe-Beinlich hat ja viele Details
schon besprochen. Ich habe mir diese Kritikpunkte auch noch mal aufgeschrieben, als Herr Hartung hier sei-
ne Rede gehalten hat. Dass sie regelmäßig die staatlichen und die freien Schulen so gegeneinander denken
und sagen, wenn wir da was machen, können wir dort nichts machen, das ist der verkehrte Ansatz. Wir müs-
sen uns bemühen, gemeinsame Lösungen zu finden. 

Und, Herr Hartung, Sie haben einen absoluten Widerspruch in Ihren Ausführungen. Sie sagen auf der einen
Seite, die freien Schulen sind auskömmlich finanziert

(Zwischenruf Abg. Dr. Hartung, SPD: Nein, angemessen!)

und dann fangen Sie an, hier rumzulabern und zu sagen, aber die großen Träger können ja besser ausglei-
chen als die kleinen Träger. Also da müssen Sie sich schon entscheiden, entweder ist es angemessen oder
auskömmlich finanziert oder die Träger müssen ständig drauflegen. Das würde aber bedeuten, dass die
SPD-Fraktion nur auf die großen Träger schielt, denn die können es ja ausgleichen und die kleinen wollen
Sie vernuckeln lassen. Das ist für uns der falsche Weg. 

Der Gesetzentwurf der Fraktion der SPD ist der einzige Entwurf, der sich tatsächlich an dem vom Thüringer
Ministerium vorgelegten Bericht zur Angemessenheit der staatlichen Finanzhilfen orientiert. Liest man sich
den Gesetzentwurf aber in Gänze durch, wird deutlich, dass die SPD-Fraktion davon ausgeht, dass die
staatliche Finanzierung der Schulen in freier Trägerschaft insgesamt angemessen ist – das ist ja heute auch
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schon mehrfach gesagt worden – und lediglich der konkreten finanziellen Situation in den einzelnen Schulen
noch ein bisschen Rechnung getragen werden soll. Das Argument – und das will ich auch noch mal deutlich
sagen – der SPD-Fraktion, dass in den letzten Jahren weniger Mittel abgerufen wurden – auch die Finanzmi-
nisterin sagt das ja immer laut –, ist schlicht eine Krücke und ist auch ungeeignet, um den Gesetzentwurf der
SPD-Fraktion zu begründen. Denn die Schulen in freier Trägerschaft können eben nur das Geld abrufen,
das ihnen nach den im Gesetz festgeschriebenen Schülerkostensätzen zusteht, Frau Ministerin. Und wenn
der Deckel drauf ist und der Bedarf trotzdem vor Ort da ist, dann ist im Grunde die Differenz da. Ich empfeh-
le wirklich mal – Sie machen es ja eigentlich auch, Frau Ministerin –: Reden Sie mal mit den kleinen
Schulen, lassen Sie sich mal einen Blick zeigen, was die Kolleginnen und Kollegen teilweise dort verdienen
in den Schulen! Die verdienen 1.000, manchmal sogar 1.500 Euro weniger als ein vergleichbarer Lehrer im
System. Da kann man nicht davon sprechen, dass die auskömmlich finanziert sind. 

(Beifall CDU, FDP)

Dann sagt die SPD, wir wollen gern ein neues Finanzierungsmodell entwickeln und deshalb das Gesetz er-
neut befristen. Ich sage Ihnen: Dazu hatten Sie eigentlich nun elf Jahre lang Zeit. Insbesondere hätten Sie
die Zeit nutzen können, als Sie von 2009 bis 2014 den Thüringer Bildungsminister gestellt haben. Aber des-
sen politisches Handeln – und das Ressortprinzip hat damals gegolten, Frau Rothe-Beinlich, wie es heute
gilt – hat tatsächlich dazu geführt, dass die Grünen erfolgreich vor dem Gericht geklagt haben und das ge-
samte Gesetz für verfassungswidrig erklärt wurde, was uns dann 2015 zu den intensiven Diskussionen, die
wir zum Großteil auch in gemeinsame Richtung geführt haben, gebracht hat.

Meine Damen und Herren, abschließend möchte ich deutlich sagen, dass die CDU-Fraktion die Gesetzesän-
derung tatsächlich und unbedingt noch in diesem Jahr verabschieden will. Da sowohl der Gesetzentwurf der
SPD als auch der Gesetzentwurf von Linke und Bündnis 90/Die Grünen in eine ähnliche Richtung gehen, bin
ich sehr zuversichtlich, dass wir das schaffen und im Ergebnis der Verhandlungen zu einer guten und lang-
fristigen Regelung für die Schulen in freier Trägerschaft kommen können. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Präsidentin Keller:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Wolf für die Fraktion Die Linke. 

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Vielen Dank erst einmal für die Vorbereitung hier am Pult. Das gehört auch dazu. 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der demokratischen Fraktionen! Kol-
lege Tischner, ich meine, Sie sind wie ich direkt gewählt. Von daher gehe ich davon aus, dass Sie in Ihrem
Wahlkreis ein gutes Standing haben. Aber falls Ihre politische Karriere doch mal abrupt enden sollte, dann
könnten Sie sich vielleicht vornehmen, eine freie Schule zu gründen, vielleicht eine freie Schule, wo Zirkus,
Flickflack etc. unterrichtet wird, weil das, was Sie hier abliefern, schon sehenswert ist.

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Hörenswert!)

Sie beziehen sich in Ihrem Gesetzesvorschlag auf einen Vorschlag der Landesregierung

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: LAG!)
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– Nein, auf einen Vorschlag der Landesregierung und der Anlage 1! – und sagen hier mehrfach, die Landes-
regierung hätte nichts vorgelegt. Sie fordern sogar den Minister auf, sich von seinem eigenen Gutachten zu
distanzieren, obwohl dieses Gutachten sich zu nahe 100 Prozent in dem Vorschlag mit der LAG wiederfindet 

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Auskömmlich finanziert steht da drin!)

mit 215 Millionen Euro plus das entsprechende Schulbudget. Also das ist schon hohe Kunst, was Sie hier
vollziehen. Das macht Ihnen so schnell niemand nach. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, freie Schulen, ein Thema, an dem sich immer wieder auch hier im
Haus, aber auch in der Gesellschaft die Geister scheiden. Für manche sind es schlicht Privatschulen. Sie
vermuten, dass lediglich Eliten Zugang zu diesen Schulen haben und dass dadurch der Gleichstellungsan-
spruch unserer Gesellschaft gefährdet wäre. Für andere Menschen aber sind freie Schulen die Antwort auf
Individualisierung und den Selbstbestimmungsanspruch, gerade auch im Bildungsbereich. Für mich und
meine Fraktion sind freie Schulen ein wichtiger ergänzender Bestandteil einer pluralen und differenzierten
Bildungslandschaft in Thüringen. Genau diesen Geist lebt der von der Fraktion Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen vorgelegte Gesetzentwurf, den wir heute behandeln.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, freie Schulen in Thüringen bilden die gesamte Breite der Schularten
ab. 27.100 Schülerinnen und Schüler lernen an den 165 freien Schulen im Freistaat, davon sind 22 Förder-
schulen, 34 Grundschulen, 8 Regelschulen, 11 Gymnasien, 5 Waldorfschulen, 1 Gesamtschule, 18 Gemein-
schaftsschulen und 66 berufsbildende Schulen. Auch diese stellen, die berufsbildenden Schulen, einen un-
verzichtbaren Anteil an den Möglichkeiten der beruflichen Bildung sicher. „Unverzichtbar“ will ich dazu sa-
gen. Staatliche und freie Schulen nehmen – Kollegin Rothe-Beinlich hat das schon gesagt – natürlich den
öffentlichen Bildungsauftrag wahr, gemeinsam. Die Lehrpläne und die Prüfung zu den Abschlüssen sind
gleich oder werden gar in staatlichen Schulen abgenommen. Tatsächlich hatten die freien Schulen einen
Vorsprung bei der Entwicklung und Umsetzung von pädagogischen Konzepten, als sie 1990 an den Start
gingen. Aber gerade hier haben sich die staatlichen Schulen erheblich weiterentwickelt, ja, auch oftmals ler-
nend von den Erfahrungen aus dem Bereich der freien Schulen, aber natürlich auch mit den Konzepten, die
in Wissenschaft, aber auch in anderen Bundesländern entwickelt worden sind. Tatsächlich haben freie
Schulen in der Personalauswahl und in der Steuerung, in der Eigenverantwortung und in der Schulentwick-
lung durch ihre Selbststeuerung immer noch Vorteile. Und ja, auch ich sehe es kritisch, dass die freien
Schulen durch die fehlende Bindung an die Schulnetzplanung, insbesondere Schülerinnen und Schüler mit
Migrationshintergrund nahezu nicht beschulen. Ich sehe auch kritisch, dass die freien Schulen, die allge-
meinbildenden freien Schulen, bei der inklusiven Beschulung deutlich hinter den staatlichen Schulen liegen.
Aber aus vielen dutzend Gesprächen weiß ich, dass die freien Schulen vor denselben Herausforderungen
stehen wie die staatlichen Schulen. Neben Digitalisierung, modernen Schulbauten und dem Umgang mit He-
terogenität möchte ich hier insbesondere den Schulleiter der freien Schule in Haubinda, Herrn Burkhard
Werner, zitieren, der auf meine Frage, was sind bei ihm die drei größten Herausforderungen, erst letzte Wo-
che sagte: „Personal, Personal, Personal“. Das kennen wir doch. Als Linke, SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen 2014 eine neue Koalition schmiedeten und fünf Jahre mit Leben füllten, war einer der Knackpunkte, wie
gelingt es uns, die katastrophale Finanzsituation an den freien Schulen in ein Zukunftskonzept weiterzuent-
wickeln bzw. anders zu gestalten. Wir haben damals eine Steigerung um 10,7 Millionen Euro bzw. 7,9 Pro-
zent ins Gesetz genommen. Wir haben damals auch die Einkommensentwicklung im Bereich Erziehung und
Unterricht – und Kollegin Baum, da ist es ein Unterschied, ob man Tarife oder die Einkommensentwicklung
als statistischen Wert festschreibt, aber das können wir gerne noch mal im Ausschuss diskutieren. 
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(Zwischenruf Abg. Baum, FDP: Gern!) 

Wir haben damals die Einkommensentwicklung im Bereich Erziehung und Unterricht sowie einen Inflations-
ausgleich im Gesetz als Dynamisierungsbetrag von 1,9 Prozent verankert. Und ja, da haben wir uns daran
orientiert, wie war denn die Entwicklung in den letzten Jahren. Der Haushaltsansatz 2020, also von diesem
Jahr, sieht für die freien Schulen ein Finanzvolumen von in etwa 193 Millionen Euro vor – eine Steigerung
von 2014 bis 2020, also in sechs Jahren, um 42,6 Prozent. Damit hatten die freien Schulen erstmals erstens
die gewünschte und von Weimarer Richtern uns ins Stammbuch geschriebene Verlässlichkeit in der Finan-
zierung und auch Transparenz, sie standen nämlich im Gesetz. Wir haben 2015 auch eine Evaluation ins
Gesetz aufgenommen und das Gesetz bis – und das ist heute schon gesagt worden – 31.12. dieses Jahres
befristet in den §§ 17 und 18, was den Finanzierungsanteil betrifft. Aufgrund dessen, dass wir das ins Gesetz
genommen haben, hat das TMBJS in diesem Frühjahr eine umfangreiche Evaluation vorgelegt. Der Bil-
dungsausschuss hat die Evaluation in seiner Sitzung am 03.07.2020 diskutiert und zur Kenntnis genommen.
Die daraus folgende Fortschreibung der Finanzierung der freien Schulen war und ist ein notwendig wichtiges
Anliegen und wurde im Evaluationsbericht mit Vorschlägen erfasst. Auf Bitten der Fraktionen Die Linke, SPD
und von Bündnis 90/Die Grünen, also auf Initiative aus dem Landtag heraus, nahm Bildungsminister Holter
zusammen mit der LAG Freie Schulen Verhandlungen auf, die zu einem konkreten Vorschlag für die Schü-
lerkostenjahresbeiträge 2021 führen sollten. Für die dann erstellte Vorlage und die zugrunde liegenden Ver-
handlungen möchte ich insbesondere neben Herrn Eberl von der Evangelischen Schulstiftung und Herrn
Dr. Fahnroth – und ich weiß, wie viele gerade der Träger, aber auch der Schülerinnen und Schüler heute hier
diese Debatte verfolgen – auch Frau Staatssekretärin Dr. Heesen danken, die das mit verhandelt hat.

Es ist nicht selbstverständlich und bedarf des besten Sachverstands und des Willens auf demokratische
Kompromisse, dass sich zwei Partner – also das Ministerium und die LAG – in solch kurzer Zeit auf einen
gemeinsamen Vorschlag für den Gesetzgeber einigen.

Meine Fraktion nimmt zur Kenntnis, dass die von uns übernommenen und vom Ministerium vorgeschlage-
nen 217 Millionen Euro nahezu punktgenau dem Vorschlag des Evaluationsberichts des TMBJS mit Ergän-
zung des Schulbudgets entsprechen. Dies wäre dann eine Steigerung um 12,4 Prozent. Mit diesem Vor-
schlag, den wir so in die Anlage 1 übernommen haben, werden die 2015 nicht absehbaren Tarif- und Besol-
dungsentwicklungen nachgeholt.

Jetzt möchte ich – ich wollte eigentlich nicht auf einzelne Gesetzesvorschläge eingehen –, aber auch noch
einmal auf den Vorschlag 3 Prozent kommen, weil das sowohl von der selbst ernannten Alternative kam als
auch vom Kollegen Tischner – mit einer völlig anderen Begründung, aber das sei jetzt dahingestellt. Wenn
man mal diese 3 Prozent zugrunde legt und die Tarifentwicklung im Jahr 2017 mit einem entsprechenden
Inflationsausgleich, kommen wir oder komme ich in der Berechnung für 2017 auf die 1,9 Prozent. 2020 ha-
ben wir eine Tarifentwicklung von 3,12 Prozent. Das wieder zugrunde gelegt wären das 2,73 Prozent, die
dem entsprechen würden. Also 3 Prozent sind immer darüber, deswegen ist 3 Prozent eine völlig willkürliche
Zahl. 

Wir machen einen anderen Vorschlag. Die damit verbundene deutlich verbesserte Finanzausstattung der
freien Schulen soll, dies ist der Vorschlag von uns, besonders in die tarifgerechte Bezahlung der Lehrkräfte
münden, die Elternbeiträge dabei aber auch stabil halten und damit die Wahl einer Schule – und das ist uns
als Linke auch besonders wichtig – nicht an den Geldbeutel der Eltern hängen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der demokratischen Fraktionen, wie Sie mit Blick auf unser Gesetz
festgestellt haben, wollen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen die Entfristung und eine neue Dynamisie-
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rungsklausel. Warum planen wir das? Wenn Sie sich mit den Trägern von freien Schulen unterhalten, häufig
sind dies eben auch kleine Träger bis hin zu Elterninitiativen, dann hört man nicht selten: Wichtiger als eine
oder die absolute Zahl im Gesetz ist uns Planungssicherheit. Wir wollen und brauchen die Möglichkeit, Tarife
für unsere Lehrkräfte, aber auch Elternbeiträge über eine längere Zeit, über einige Jahre festschreiben zu
können als Träger.

Natürlich geben wir dem zukünftigen Gesetzgeber, also dem zukünftigen Landtag hier etwas vor, aber er ist
immer frei, es zu ändern. Er ist auch frei, ein neues Modell zu entwickeln, jede zukünftige Landesregierung
kann das. Aber so, wie es für meine Fraktion selbstverständlich ist, dass es eben im staatlichen Bereich zu
einer zeit- und inhaltsgleichen Übernahme des Tarifergebnisses im TV-L auch für die Beamten kommt, so ist
es für uns ganz selbstverständlich, dass Lehrkräfte an freien Schulen auch an der Entwicklung im TV-L teil-
haben. Deswegen haben wir das aufgenommen, Kollegin Baum. Und zweitens, dass sich dies eben auch in
der Dynamisierungsformel wiederfindet. Gute pädagogische Arbeit und tarifliche Entlohnung sind für Die Lin-
ke zwei Seiten derselben Medaille. Deswegen wollen wir, dass sich die Dynamisierung zu 80 Prozent an der
durchschnittlichen Tarifentwicklung der letzten drei Jahre orientiert – und das ab 2022 – und zu 20 Prozent
an der entsprechenden Preisentwicklung.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der demokratischen Fraktionen, es freut mich, dass die LAG freie
Schulen den Gesetzesvorschlag von uns begrüßt. Wie Sie entnehmen können, legen heute alle demokra-
tischen Fraktionen Gesetzesvorschläge vor. Diese Fraktionen, die heute etwas vorgelegt haben, und zwar
ausnahmslos, machen damit deutlich, dass ihnen die Zukunft der freien Schulen ein wichtiges Anliegen ist.
Ein Gesetzesvorschlag der Fraktion der AfD mit der entsprechenden Begründung, wie wir vorhin gehört ha-
ben, liegt hier nicht vor. Diese Fraktion hat offensichtlich kein Konzept für freie Schulen, ebenso wenig wie
sie ein Konzept für die Zukunft von Thüringen hat. 

Ich freue mich auf die Diskussion im Bildungsausschuss zu den eingebrachten Gesetzesvorschlägen und
sage es ausdrücklich, ich bin optimistisch – ich habe das auch beim Kollegen Tischner gehört –, dass es uns
Demokraten gelingt, einen Kompromiss zu den tatsächlich nicht so weit auseinanderliegenden Vorschlägen
zu finden, und bedanke mich jetzt schon bei denjenigen, die am kurzen Anhörungsverfahren teilnehmen. 

Für meine Fraktion beantrage ich die Überweisung unseres Gesetzesvorschlags von Linke und Bündnis
90/Die Grünen an den Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport. Vielen Dank. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Keller:

Um das Wort gebeten hat Herr Abgeordneter Hartung, SPD-Fraktion.

Abgeordneter Dr. Hartung, SPD:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Frau Baum, Herr Tischner, zwei Dinge haben mich noch
mal vorgetrieben. Frau Baum, Sie haben gesagt, die Träger geben kein Geld, was sie nicht haben. Stimmt.
Die Frage ist: Wo kommt es her? Die freien Schulen sollten sich auf drei Säulen finanzieren, das sind die
staatlichen Zuschüsse, das sind Elternbeiträge und es sind Zuschüsse der Träger, die diese Schulen betrei-
ben. Genau da ist der Knackpunkt. Ein solventer Träger kann diesen dritten Teil übernehmen, und das, Herr
Tischner, ist eben genau das Problem. Ein kleiner Träger, ein von Eltern getragener Verein, eine Waldorf-
schule und Ähnliches können das nicht. Deswegen ist es richtig, dass wir eine individuelle Betrachtung der
Schulen einführen. 
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Ich will das noch mal an einem anderen Beispiel deutlicher machen, dann wird es vielleicht klar. Ich habe wie
alle anderen Bildungspolitiker auch eine ganze Reihe freie Schulen in den letzten Wochen besucht. Ich war
zum Beispiel an mehreren Grundschulen. Und eine Grundschule hat – ich habe dann immer mal so Lehrer-
Schüler-Relationen abgefragt und wie denn das Konzept ist – einen Lehrer vor 19 oder 20 Schülern. Eine
andere Grundschule hat einen Lehrer vor 14 Schülern. Und eine dritte Grundschule hatte einen Lehrer und
einen Erzieher vor 12 Schülern. Das heißt, wenn Sie irgendeinen Pauschalbetrag festlegen, der sich bei
durchschnittlichen Kosten festmacht, dann wird der dritte Träger immer hinten runterfallen, denn es wird sich
diese Relation von Lehrkräften und Schülern nicht in dieser Pauschale widerspiegeln, oder ich setze die
Pauschale so hoch an, dass genau der dritte Träger sich darin wunderbar wiederfindet. Dann habe ich aber
eine deutliche Überfinanzierung bei den beiden anderen, die eben deutlich weniger Aufwand haben. Genau
das ist der Punkt. Deswegen wollen wir eben weg von den Pauschalen, die irgendwo in der Mitte liegen und
dem einen eine relativ gute Finanzierung geben, dem anderen eine einigermaßen Plus-Minus-Finanzierung
und dem Dritten von Anfang an zu wenig geben. Das wollen wir nicht. Wir wollen tatsächlich, dass eine plan-
bare Finanzierung eingeführt wird, die eben auf die tatsächlichen Bedürfnisse der Schulen eingeht und die
eben genau solchen Unterschieden im pädagogischen Konzept auch Rechnung tragen kann. Das halten wir
für wichtig und das können wir mit Pauschalen, egal wie wir die Dynamisierungsfaktoren ansetzen, nicht er-
reichen. 

Herr Tischner, eines habe ich auch heute gelernt, die CDU ist niemals verantwortlich, egal ob sie in der Re-
gierung oder in der Opposition ist. Danke schön. 

(Beifall SPD)

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Ein Quatschkopf!)

Präsidentin Keller:

Herr Abgeordneter Tischner, CDU-Fraktion, noch mal. Bitte. 

Abgeordneter Tischner, CDU:

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich möchte noch einmal ganz kurz auf das Argument von Herrn Har-
tung reagieren. Ich habe da jetzt noch mal sehr genau zugehört und versucht, Ihrer Argumentation etwas
abzugewinnen, aber wenn man das zu Ende denkt, machen Sie jetzt nicht nur im Grunde eine Differenzie-
rung zwischen Schülern im staatlichen und im freien Bereich, sondern Sie treiben auch noch einen Keil hin-
ein in die Landschaft der freien Schulträger. Wie Sie dieses Modell letztendlich auch evaluieren wollen, wie
Sie das auflösen wollen, wie Sie die Zuweisungen machen wollen, das ist ja alles in Frage. Das Einzige, was
passieren wird, man erlebt innerhalb der Trägerlandschaft eine Riesen-Neid-Debatte, und das lehnen wir ab. 

(Beifall CDU, FDP)

Präsidentin Keller:

Gibt es weitere Wortmeldungen? Kann ich nicht sehen. Dann hat für die Landesregierung Minister Holter das
Wort. Bitte schön. 

Holter, Minister für Bildung, Jugend und Sport:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordnete, liebe Zuschauerinnen und Zuschauer, liebe Zuhö-
rerinnen und Zuhörer! Ich bin etwas später gekommen, dafür möchte ich mich entschuldigen, weil wir heute
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in der Frühe eine Videoschaltkonferenz in der Kultusministerkonferenz durchgeführt haben und uns noch
mal verständigt haben, wie die Situation in Deutschland in den Ländern aussieht, im Schulbetrieb unter Pan-
demie-Bedingungen. Die Kultusministerkonferenz ist sich einig – und zwar über die Parteigrenzen hinweg,
Frau Gebauer aus NRW, FDP, auch die Kollegen aus der CDU und aus der SPD und ich –, dass die Schulen
weiter offenbleiben, dass der Präsenzunterricht garantiert wird und die Hygienebedingungen und die Infekti-
onsschutzmaßnahmen weiter umgesetzt werden. Wir haben genug Möglichkeiten, und zwar in Thüringen
wie auch in den anderen Ländern, um auf eine Entwicklung des Infektionsgeschehens zu reagieren. Das
wollte ich hier als Sachinformation dieser Übereinstimmung auch noch mal deutlich machen. Also herzlichen
Dank. 

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP)

Und wenn Kollege Wolf auch den Kollegen, Frau Präsidentin, mit Ihrer Erlaubnis, gedankt hat, die hier die
Hygienemaßnahmen umsetzen, finde ich das auch vollkommen in Ordnung. Ich will auch sagen, dass in den
Schulen – und zwar in den freien genauso wie in den staatlichen Schulen – Lehrerinnen und Lehrer und vie-
le andere dabei sind, die Hygienekonzepte umzusetzen und dabei auch weiterhin guten Unterricht machen.
Auch das gehört einfach dazu, und herzlichen Dank an alle Kolleginnen und Kollegen in den freien und in
den staatlichen Schulen. 

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP)

Ich bin der Debatte mit großer Aufmerksamkeit gefolgt und kann feststellen, dass es Einigkeit gibt. Ich mei-
ne, das haben wir auch nicht immer. Also, es gibt ja Einigkeit zwischen allen Parteien, allen Fraktionen hier,
alle bekennen sich zu den Schulen in freier Trägerschaft. Wir haben manchmal andere Debatten, da gibt es
totale Gegensätze, inhaltlicher Art meine ich jetzt, nicht menschlicher Art – und das ist hier an diesem Punkt
etwas durchaus Wichtiges, weil damit ein Fundament gegeben ist, wie man den parlamentarischen Prozess,
über den ja die Rednerinnen und Redner gesprochen haben, dann auch vorantreibt. Deswegen ist es mir
wichtig auch zu sagen, dass die Schulen in freier Trägerschaft natürlich das Schulwesen in Thüringen berei-
chern und ergänzen und dass sie Ausdruck eines vielfältigen Bildungsangebots sind, und natürlich haben sie
die Aufgabe, neben den staatlichen Schulen, in ihrer eigenen Verantwortung zur Bildung und Erziehung der
jungen Menschen beizutragen. Sie entsprechen in ihren Bildungs- und Erziehungszielen den staatlichen
Schulen. Da gibt es auch gar keinen Dissens zwischen den Trägern und den Beteiligten, die den Schulunter-
richt da durchführen, mit mir oder mit dem Ministerium, ich glaube, auch nicht mit der Politik. Die Träger sind
für die Thüringer Landesregierung unverzichtbare Partner, auch wenn es darum geht – auch darüber haben
die Kolleginnen und Kollegen aus dem Parlament gesprochen –, gemeinsam gegen den Lehrermangel und
gegen den Unterrichtsausfall vorzugehen und Fachkräfte zu gewinnen. Ich will Ihnen auch sagen – ich kann
das nicht beurteilen, wie das vor 2017 war oder vor 2014 –, dass es einen solchen intensiven Dialog mit der
Landesarbeitsgemeinschaft der Schulen in freier Trägerschaft, wie er in den letzten Jahren seit 2017 stattge-
funden hat, vorher nicht gegeben hat. Wir haben uns regelmäßig getroffen, wir haben uns regelmäßig aus-
getauscht zu den Inhalten und dem, was Sie als Parlamentarierinnen und Parlamentarier aufgemacht haben,
und ich kann Ihnen sagen, dass wir beim ersten Lockdown im Frühjahr sehr intensiv mit der LAG auch über
die Situation an den freien Schulen gesprochen haben – wöchentlich. Ich habe wöchentlich mit der LAG eine
Telefonkonferenz durchgeführt, um auch über die Situation zu sprechen und notwendige Entscheidungen
gemeinsam zu treffen, wie es denn an den freien Schulen weitergeht, weil sie sich natürlich auch an dem
orientiert haben, was in den staatlichen Schulen entschieden und umgesetzt wurde. 
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Es ist angesprochen worden, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass der Thüringer Verfassungsgerichtshof im
Jahre 2014 eine Entscheidung getroffen hat. Diese Entscheidung hat dazu geführt, dass dieses Gesetz, das
Thüringer Gesetz über die Schulen in freier Trägerschaft, erstens beschlossen wurde, aber auch zum Jah-
resende ausläuft. Das ist eine bekannte Tatsache und daher haben wir gemeinsam eine Notwendigkeit, über
den Jahreswechsel hinaus zu regeln, wie denn die Finanzierung der Schulen in freier Trägerschaft erfolgen
soll. 

Es geht um Planungssicherheit, es geht um Transparenz bei der Berechnung der staatlichen Finanzhilfen.
Das war in der Vergangenheit wichtig und das soll auch in Zukunft so sein, weil es natürlich eine der Grund-
lagen ist, damit die Schulen in freier Trägerschaft überhaupt ihren Auftrag und ihren Anspruch umsetzen
können.

Die Zahlen sind schon genannt worden. Im Schuljahr 2020/2021 lernen 27.650 Schülerinnen und Schüler an
165 freien Schulen in Thüringen, das sind 11 Prozent. Das ist schon eine beachtliche Zahl und macht auch
deutlich, dass es ein Interesse gibt, genau diesen pädagogischen Konzepten an diesen Schulen zu folgen.
Ich glaube, es ist gar nicht mal die Frage, ob die Schule frei ist, denn es ist immer, welches Konzept bietet
welche Schule an und die Eltern diskutieren das in den Familien, ob man denn diesem Konzept zugeneigt ist
und das als das richtige für das jeweilige Kind betrachtet. Das, glaube ich, ist die Motivation, sich für die eine
oder andere Schulart zu entscheiden. 

Selbstverständlich – auch das ist kein Dissens – bedarf es einer auskömmlichen Finanzierung dieser
Schulen in freier Trägerschaft. Die drei Säulen sind genannt worden: der Eigenanteil des Trägers, das Schul-
geld und die Finanzhilfe des Freistaats. Klar ist, die staatliche Finanzhilfe ist dabei der größte Brocken und
natürlich ist es vollkommen berechtigt, dass die Finanzierung der freien Schulen eine staatliche Aufgabe ist
und das wird auch so bleiben. 

Was ich nicht möchte, ist, dass die Schulen in freier Trägerschaft Schulen werden für eine bestimmte Klien-
tel, für eine bestimmte Gruppe in der Gesellschaft – sprich: für die Besserverdienenden.

(Beifall DIE LINKE, CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP)

Freie Schulen bedürfen des Zugangs für jedes Kind, egal aus welchem Haushalt und mit welchem Einkom-
men dieser Haushalt ausgestattet ist. Deswegen ist es auch eine sozialpolitische Frage, ob der Zugang zu
den freien Schulen tatsächlich für alle möglich ist, wenn ich mich dann entscheiden will, wie ich schon ge-
sagt habe, dem pädagogischen Konzept zu folgen.

Das hat auch etwas mit dem zu tun, was diskutiert wurde, wie viel Geld denn den freien Schulen zur Verfü-
gung steht. Ansonsten würden die Elternbeiträge in die Höhe schießen und bestimmte Familien – ist ja klar,
welche das sind – könnten sich das dann nicht mehr erlauben.

Die freien Träger erhalten bisher in der Regel 80 Prozent der Schülerkostenjahresbeträge, darüber ist ge-
sprochen worden, und wir wissen, dass diese Finanzierungsregelung zum Jahresende ausläuft. Kollege Wolf
hat hier berichtet, wie der Verhandlungsprozess gelaufen ist. Wir – Frau Heesen, meine Staatssekretärin,
und ich – haben mit der Landesarbeitsgemeinschaft hier sehr intensiv und zügig verhandelt. Das waren auch
Verhandlungen auf Augenhöhe würde ich sagen, also wir sind da gar nicht sozusagen mit den Instrumenten
aufeinander losgegangen – im Gegenteil –, sondern wir haben inhaltlich diskutiert, die unterschiedlichen Po-
sitionen ausgetauscht und sind dann zu einem Ergebnis gekommen. Ich darf feststellen, dass dieses Ergeb-
nis weitestgehend Grundlage auch der Gesetzentwürfe hier im Hohen Hause ist. Das ist auch gut so und
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das Ergebnis – wie gesagt – ist bekannt und das ist die Grundlage Ihrer weiteren Diskussion. Jetzt liegt der
Ball bei Ihnen und das, glaube ich, ist auch wichtig. 

Ich finde es schon einen Gewinn an parlamentarischer Arbeit, an parlamentarischer Kultur, dass wir jetzt vier
Vorschläge haben, vier Gesetzentwürfe. Normalerweise ist es so, es gibt einen Gesetzentwurf und alle ver-
halten sich zu diesem Gesetzentwurf. Jetzt haben wir auf einmal vier Gesetzentwürfe, ich empfinde das wirk-
lich als einen Gewinn an parlamentarischer Kultur, da kann mal nämlich mal vergleichen, wer will was? Da
wird nicht nur gesagt, also du willst das und deswegen bin ich dagegen, sondern viele haben sich hier ein-
deutig positioniert. 

Diese hier vorliegenden Gesetzentwürfe haben eines gemein: dass zum 31. Dezember das alte Gesetz aus-
läuft und wir eine neue Rechtsgrundlage brauchen. Und es ist natürlich auch wichtig, dass wir dann zum
Jahresbeginn eine neue Rechtsgrundlage haben. Es steht mir fern und es widerspricht auch meinem Ver-
ständnis als Minister Ihnen gegenüber – das ist einfach mein Respekt –, die einzelnen Gesetzentwürfe jetzt
zu bewerten. Sie werden sicherlich im Ausschuss klar darüber diskutieren, vielleicht auch Fragen an die Re-
gierung haben, die wir auch gerne beantworten werden.

Ich erlaube mir aber, einen Hinweis zu geben. Das Verfassungsgericht hat ja nicht nur Entscheidungen ge-
troffen, wie das Gesetz aussehen soll, sondern der Verfassungsgerichtshof in Thüringen hat auch gesagt,
dass es um Transparenz geht, dass es um Verlässlichkeit geht, dass es um Nachvollziehbarkeit geht. Das
müssen wir bei der Gesetzesarbeit immer berücksichtigen, das muss eigentlich jedem klar sein, was mit
dem, was im Gesetz steht, egal was am Ende herauskommt, dann auch diesen Kriterien entspricht. Ansons-
ten hätten wir ein Problem mit dem, was uns der Verfassungsgerichtshof auf den Weg gegeben hat. 

Ja, der Ball liegt bei Ihnen, Sie sind jetzt zuständig, wie immer bei Gesetzgebungsverfahren. Ich bin optimis-
tisch, wie es viele Rednerinnen und Redner gesagt haben, dass das auch zu leisten ist, weil es erstens das
Bekenntnis der Fraktionen gibt zu den freien Schulen, zweitens eine Grundlage da ist, was die Schülerkos-
ten, Jahresbeiträge betrifft, und es auch den Willen gibt, so habe ich das zumindest verstanden, diese Arbeit
noch in diesem Jahr auf den Weg zu bringen. Deswegen bin ich überzeugt, dass wir das gemeinsam in ei-
nem zügigen Tempo auch zu Ende bringen, um dann auch sagen zu können: Das Parlament hat es ge-
schafft, eine gute Finanzgrundlage für die Finanzierung der freien Schulen ab 01.01.2021 zu geben. Herz-
lichen Dank für die Aufmerksamkeit. Danke schön. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Keller:

Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit kommen wir zu den Abstimmungen. Darf ich davon
ausgehen, dass für alle Entwürfe mindestens die Überweisung an den Ausschuss für Bildung, Jugend und
Sport beantragt wird? 

Dann kommen wir zur Abstimmung zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der CDU. Es ist Überweisung an den
Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport beantragt. Wer dem zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen.
Das sind die Stimmen aus allen Fraktionen. Gegenstimmen? Sehe ich keine. Stimmenenthaltungen? Sehe
ich auch keine. 

Ist eine weitere Ausschussüberweisung beantragt? Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der FDP. Auch hier ist Überweisung an den Aus-
schuss für Bildung, Jugend und Sport beantragt. Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
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chen. Das sind die Stimmen aller Fraktionen. Gegenstimmen? Keine. Stimmenenthaltungen? Sehe ich auch
keine. Dann ist der Ausschussüberweisung zugestimmt.

Wird eine weitere Überweisung beantragt? Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen.
Es ist Überweisung an den Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport beantragt. Wer dem zustimmen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind ebenfalls wieder die Stimmen aller Fraktionen. Gegenstim-
men? Sehe ich keine. Stimmenenthaltungen? Sehe ich auch keine. Dann ist der Ausschussüberweisung
ebenfalls zugestimmt.

Ist eine weitere Ausschussüberweisung beantragt? Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der SPD. Hier ist Überweisung an den Ausschuss für Bil-
dung, Jugend und Sport beantragt. Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind die Stimmen aus den Fraktionen Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen, SPD, FDP und CDU. Wer ist gegen
die Ausschussüberweisung? Das sind die Stimmen aus der Fraktion der AfD. Wer enthält sich der Stimme?
Das ist niemand. Damit ist auch hier die Ausschussüberweisung an den Ausschuss für Bildung, Jugend und
Sport angenommen.

Gibt es eine weitere Beantragung? Das ist nicht der Fall. 

Ich kann die Tagesordnungspunkte 12 a, b, c und d an der Stelle abschließen. Ich rufe auf den Tagesord-
nungspunkt 14

34 Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 30. Sitzung - 13.11.2020

(Präsidentin Keller)


